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SAARBRÜCKEN Menschen fühlen 
sich in urbanen Räumen schnel­
ler unsicher als in dörflicher Um­
gebung, das belegen Studien zur 
Kriminalitätsfurcht. Und die Sta­
tistik gibt ihnen recht. Nachweis­
lich passieren in Saarbrücken oder 
Neunkirchen weit mehr Straftaten 
als im Kreis St. Wendel. Muss man 
sich als Städter damit abfinden? Wir 
sprachen mit dem Landschaftsar­
chitekten und Stadtplaner Luca Kist 
über die Problematik. Er ist auch 
Vorsitzender des Städtebaubeirats 
Saarbrücken.

Wenn ich Sie nach Ihren ganz per-
sönlichen Angsträumen in Saar-
brücken frage, welche nennen Sie?
KIST Keine. Das hat wahrscheinlich 
damit zu tun, dass ich den Begriff 
nicht mag und ihn mit Saarbrücken 
nicht zwangsläufig in Verbindung 
bringe. Wenn Sie mich nach Unor­
ten gefragt hätten, wäre die Ausbeu­
te höher.

Dann frage ich Sie eben jetzt nach 
Unorten.
KIST Unorte sind für mich beispiels­
weise Hinterhofsituationen wie der 
Bormannspfad am Mühlenviertel 
verbunden mit dem meist leerste­
henden Parkhaus und einer Asphalt­
brache die wir als Fernbusbahnhof 
kennen. Diese Orte sind räumlich, 
funktional und gestalterisch für 
mich die wahren „Lost Places“ in 
Saarbrücken. Es gehören aber auch 
die überproportionierten Verkehrs­
achsen dazu wie die Heuduckstraße, 
die Brebacher Landstraße oder die 
Hochstraße in Burbach.

Die Stadt Wuppertal hat ein 
„AngstFreiRaum“-Konzept entwi-
ckelt, Grundlage war die Befragung 
der Bürger nach Angsträumen. 
Wurde für Saarbrücken mal Ähnli-
ches in Gang gesetzt?
KIST Nein, zumindest nicht, dass 
ich davon Kenntnis hätte. Aber man 
sollte sich bei aller Ernsthaftigkeit 
dieses Themas die Frage stellen, ob 
man öffentliche Räume, die ver­
mutlich eher unter mangelhaften 
Gestaltungs­ und Pflegequalitäten 
leiden, in dieser Form stigmatisieren 
sollte. Aber ja, wir brauchen einen 
verantwortungsvollen Umgang mit 
dem Sicherheitsempfinden der Bür­
ger und Bürgerinnen.

Der Saarbrücker Städtebaubeirat 
beschäftigt sich mit dem Thema 
„Lebensraum Innenstadt“, die 
Polizei hat mit dem „Angstraum 
Innenstadt“ zu tun, also mit der 
Kriminalitätsfurcht der Bürger, 
aber auch mit einer nachgewie-
senermaßen höheren Kriminali-
tätsquote. Das gilt vor allem für 
Saarbrücken. Ist die Problematik in 
Ihrem Gremium oder auch in der 
Verwaltung überhaupt angekom-
men?
KIST Das kann ich mit einem klaren 
Ja beantworten. Im Rahmen der Pla­
nungen für ein neues Messe­ und 

Kongresszentrum haben wir uns 
kürzlich gemeinsam mit dem Bau­
dezernenten und Vertretern des 
Zentralen Kommunalen Entsor­
gungsbetriebes (ZKE) den in Ungna­
de gefallenen Lützelbachtunnel am 
Eurobahnhof angeschaut und unter 
anderem unter kriminalpräventiven 

Gesichtspunkten bewertet. An sich 
hat dieser Tunnel gar nichts extrem 
Beängstigendes. Unser Fazit laute­
te: künstlerische Gestaltung, mehr 
lichttechnische Bespielung und das 
positive Image eines Ortes sind die 
besten Präventionsmaßnahmen.

Welche städtebaulichen Mängel 
fördern Kriminalitätsfurcht?
KIST Zunächst einmal kann ich Ih­
nen aus der Praxis sagen, dass die 
Orte, die als sogenannte „Angsträu­
me“ betitelt werden, in den meisten 
Fällen keine Kriminalitätshochbur­
gen sind. Es sind subjektive Wahr­
nehmungen, die unser individuelles 
Furchtempfinden beeinflussen. Das 
fängt bei der fehlenden Straßenla­
terne an und hört bei der falschen 
Randbebauung im Quartier auf. 
Nehmen wir beispielsweise den viel 

gescholtenen Bürgerpark Hafenin­
sel. Eine räumliche Fassung des Par­
kes durch eine Wohnbebauung, wie 
sie in der ursprünglichen Planung 
auch vorgesehen war, käme der 
Förderung der sozialen Kontrolle 
erheblich näher als das die aktuell 
vorhandenen Gebäudenutzungen 
bieten. Dort stehen Richtung Mal­
statt ein Parkhaus, ein Büroriegel, 
der Cinestar, die Landeszentral­
bank, das ist eine in sich gekehrte, 
autistische Randbebauung, die den 
Park abriegelt. Vor allem deshalb lei­
det der Bürgerpark meiner Meinung 
nach bis heute unter dem Stigma ei­
nes Kriminalitätsortes. Des Weiteren 
halte ich den „Broken­Window­Ef­
fekt“ für entscheidend, also den 
kausalen Zusammenhang zwischen 
der Verwahrlosung von öffentlichen 
Räumen und Kriminalität. Sobald 
eine Fensterscheibe zerstört ist, die 
nicht schnellstmöglich wieder in­
stand gesetzt wird, ist die Hemm­
schwelle für weitere Zerstörung 
herabgesetzt. Auf einer Exkursion 
der Stadt Zürich habe ich erfahren, 
dass die dortige Verwaltung jegliche 
Vandalismusschäden, ob Schei­
be oder Graffiti, innerhalb von 24 
Stunden beseitigen lässt. Das geht 
aber auch nur mit dem notwendigen 
Budget und Personal.

Mehr Sauberkeit und Fürsorge 
kosten sicher mehr Geld. Aber 
inwieweit können Architekten oder 

Stadtplaner die Dinge bereits im 
Vorfeld beeinflussen?
KIST Zumeist setzt der Planer auf 
die gängigen Instrumente: robuste 
und vandalismussichere Mobilia­
re, verkehrssichere Ausleuchtung, 
keine Versteckmöglichkeiten, Ein­
friedungen. Das genügt aber mei­
ner Ansicht nach nicht. Unsere 
Projekterfahrung hat ergeben, dass 
die Einbindung von Nutzergruppen 
im Vorfeld der Entwurfsplanung, sei 
es die benachbarte Kita, der Bou­
le­Verein oder die Skater­Truppe, 
einen Schutzimpuls auslöst. Wir 
fragen dann zum Beispiel: „Was be­
nötigt Ihr, damit dieser Ort für Euch 
interessant wird?“ Dann bekommt 
man zum einen jemanden der die 
Anlage positiv bespielt, zum ande­
ren eine Nutzergruppe, die durch 
Ihre pure Anwesenheit den Ort vor 
Missbrauch schützt. Klappt nicht 
immer, ist aber ein probates Mittel, 
dass ich von den Kollegen der Stadt­
soziologie gelernt habe.

Diese Art bürgernaher Planung, 
die Quartiersmanager oder fest 
installierte Kommunikations-Netz-
werke braucht, scheint mir eher 
Ideal denn Wirklichkeit in den 
Kommunen.
KIST Unterschätzen Sie die Kommu­
nen nicht! Die sind vielerorts sensi­
bilisiert. Aber natürlich kostet diese 
Art von Planung mehr Zeit und Geld. 
Wenn ich alles schnell durchziehen 

will als Stadtplaner, dann lasse ich 
das. Dann darf ich mich anschlie­
ßend nicht wundern, wenn ganze 
Viertel als Fehlkonstruktion bewer­
tet und nicht angenommen werden.

Kennen Sie hierzulande ein Po-
sitiv-Beispiel dafür, dass sich ein 
Brennpunkt durch städtebauliche 
Eingriffe verändert hat?
KIST Ja. Schauen wir uns die Ent­
wicklung der sogenannten Subkul­
tur am Osthafen rund um das Silo 
und des Rhenania­Gebäudes an. 
Was hier mit gemeinschaftlichem 
Engagement und mit viel privatem 
Invest, auch auf Low­Budget­Ba­
sis, entstand, ist bemerkenswert. 
Ich bin der festen Überzeugung, 
dass dadurch das Abdriften zum 
Brennpunkt verhindert wurde. Zu 
beobachten ist aber auch, dass 
immer wieder Kirchenumfelder 
zu negativen Hot­Spots werden. 
Die Quartiersentwicklung um 
die Kirche St. Eligius in Burbach 
oder um die Versöhnungskirche 
in Völklingen haben durch städ­
tebauliche Arrondierungen und 
Freiraum­Aufwertungen positive 
Signale ausgesendet, wodurch den 
Anzeichen des Verfalls und der Ver­
wahrlosung Einhalt geboten wurde. 
Auch in Saarbrücken wurde 2004 
der Johanneskirchgarten als grü­
ne Oase inmitten der steinernen 
Stadt angelegt, mit dem Ergebnis, 
dass sich zwar ein Gartenthema 

entwickeln durfte, dass sich aber 
andererseits die Problemzone aus 
dem Garten heraus wenige Meter 
weiter verlagert hat.

Die Polizei hat in Saarbrücken 
mehrere gefährliche Orte definiert, 
an der Johanneskirche wurde eine 
Videoüberwachung installiert. 
Die Polizei geht mit Mitarbeitern 
des Ordnungsamtes Streife. Wie 
beurteilt ein Stadtplaner solche 
Maßnahmen?
KIST Wir wissen, dass die persönli­
che Präsenz der Ordnungshüter und 
die direkte Ansprache die effektive­
re Methode ist, anstatt der digitalen 
Observierung. Aber die Vorboten der 
Smart City, also der digitalisierten 
Stadt, werden uns auch hier dauer­
haft begleiten. Noch vor zehn Jahren 
hielt ich die Entwicklung für daten­
schutzrechtlich nicht durchsetzbar 
und war auch aus planerischer Sicht 
der Überzeugung, dass es andere 
Lösungswege geben muss. Zwar ist 
erwiesen, dass die präventive Wir­
kung reiner Videoüberwachung 
nicht zwingend zu einer Reduzie­
rung von Straftaten oder zu einer 
Verbesserung des Sicherheitsemp­
findens der Menschen führt. Aber 
die Kombination mit schnellen In­
terventionen der Polizei, also Ein­
satzpräsenz, bringt Erfolge.

In Studien vor allem aus den USA 
liest man, dass Zuzug von Migran-
ten, die ihre Geschäfte oder Gast-
häuser auch optisch markieren 
und von einheimischer Bebauung 
abgrenzen, Einheimische verun-
sichert, weil das Bild städtischer 
Öffentlichkeit ihnen kein Vertraut-
heitsgefühl mehr vermittelt. Belegt 
wurde ein empirischer Zusam-
menhang von sozialer Mischung 
und Kriminalitätsfurcht. Was 
können Städte wie Saarbrücken, 
Neunkirchen oder Dillingen mit 
hohem Migrantenanteil unterneh-
men, um dies zu verändern?
KIST Die Studien kenne ich nicht, 
und ich würde deren These bezo­
gen auf das Saarland in Frage stel­
len. Formate wie der „Orientalische 
Markt“ in Burbach oder wie es bis 
vor wenigen Jahren die „Festa Itali­
ana“ in Homburg war, sind wichtige 
Impulse aus der Eventkultur, die zur 
Völkerverständigung und Integrati­
onskultur beitragen. Gastronomie 
ist und bleibt ohnehin ein wichti­
ger Begleiter unserer stadtplane­
rischen Intention. Stadtplanerisch 
können wir insofern lediglich dafür 
werben, dass zum Beispiel außen­
gastronomische Belange stärker 
Berücksichtigung finden. Gerade 
die Pandemie hat doch gezeigt, 
wie stark der öffentliche Raum be­
nötigt wird. Und da sind wir beim 
fast schon mediterranen Lebens­
gefühl, bei dem sich das öffentli­
che Leben viel stärker draußen im 
Freien abspielt. Insofern glaube ich, 
dass die soziale und interkulturelle 
Mischung unsere Identifikation mit 
unserer Stadt, dem Quartier, und 
dem eigenen Wohnumfeld, positiv 
beeinflusst.

„Angsträume“ in Städten effektiv vermeiden
Innenstädte gelten als Problemzonen, teils als gefährliche Orte. Muss man sich damit abfinden? Nein, sagt Stadtplaner Luca Kist.

SZ-SERIE KRIMINALITÄT

Als „Unort“ bezeichnet der Vorsitzende des Städtebaubeirates Saarbrücken Luca Kist unter anderem die Heuduckstraße in der Landeshauptstadt. Das Umfeld 
stark befahrener Straßen werde oft gemieden und mache dann Bürgern Angst. FOTO: OLIVER DIETZE

Saar-Wirtschaft sieht mehr Risiken
SAARBRÜCKEN (SZ) Die Saar­Unter­
nehmen sehen sich wachsenden 
Risiken gegenübergestellt – und 
fordern politische Abhilfe. Darauf 
verwies die Industrie­ und Han­
delskammer (IHK) des Saarlandes 
am Montag mit Blick auf eine Son­
derumfrage zu Geschäftsrisiken, 
an der sich 120 Unternehmen mit 
rund 50 000 Beschäftigten beteiligt 
hätten. „Die deutlich gestiegenen 
Geschäftsrisiken werden die Investi­
tions­ und Einstellungsbereitschaft 
sowie die Wachstumschancen der 
saarländischen Unternehmen 
dämpfen“, beklagte IHK­Haupt­
geschäftsführer Frank Thomé. Po­
litisch bestehe „dringender Hand­
lungsbedarf“.

Demnach betrachteten zwei 
Drittel der Unternehmen die glo­

balen Probleme bei Lieferketten 
und Preissteigerungen mit Sorge. 
Mehr als jedes zweite Unterneh­
men fürchte weitere Steigerungen 
bei Energie­ und Rohstoffkosten.

Fast jedes zweite Unternehmen 
mache sich zudem „ernsthafte Sor­
gen, ob es gelingen wird, offene 
Stellen zu besetzen“. Im Dienst­
leistungsbereich seien es gar 70 
Prozent. Rund ein Fünftel der 
Saar­Betriebe sehe die potenzielle 

Bedrohung durch Cyberangriffe als 
Risiko. Eine solche Attacke hatte im 
Oktober den Autozulieferer Ebers­
pächer lahmgelegt.

Um Abhilfe gegen die Risiken zu 
schaffen, sieht die IHK die Politik in 
Bund und Land am Zug. „Die Am­
pel­Koalition täte gut daran, keine 
zusätzlichen Belastungen durch 
noch ambitioniertere Klimaschutz­
ziele hervorzurufen“, sagte Thomé. 
Nötig sei dagegen etwa ein globa­
ler CO2­Preis und die Sicherung der 
Rohstoffversorgung. Von der Lan­
desregierung forderte die Kammer 
eine Anwerbe­ und Haltestrategie 
für Arbeitskräfte. Thomé sprach von 
einem „Weckruf“. Andernfalls drohe 
„die Gefahr, dass die Unternehmen 
der Saar­Wirtschaft im internatio­
nalen Wettbewerb zurückfallen“.

Sieht „dringen-
den Hand-
lungsbedarf“: 
Frank Thomé, 
Hauptgeschäfts-
führer der IHK 
Saarland.
FOTO: ROBBY LORENZ

Uniklinik stoppt 
Corona-Tests wegen 
zu hoher Nachfrage
HOMBURG (SZ) Besucher des Univer­
sitätsklinikums des Saarlandes (UKS) 
in Homburg können zurzeit keine 
Corona­Tests in der Klinik machen, 
um Zugang zu erhalten. Die zentra­
le Teststation des UKS sei wegen der 
hohen Nachfrage ausgelastet, teilte 
das Klinikum am Montag mit. Be­
sucher müssten Testzertifikate von 
externen Stellen vorweisen. Nach 
der neuen Corona­Verordnung mit 
2G­Plus­Regelung seien nur noch 
geimpfte und genesene Besucher 
zugelassen, die zusätzlich einen 
negativen Test vorweisen. Ausnah­
men seien nur bei Besuchen von 
Schwerstkranken und Eltern kran­
ker Kinder möglich. Zudem sei eine 
Voranmeldung nötig.

Eltern-Appell
an Ungeimpfte
SAARBRÜCKEN (SZ) Vor dem Hinter­
grund steigender Corona­Zahlen hat 
die Landeselternvertretung der Gym­
nasien an Ungeimpfte appelliert, sich 
immunisieren zu lassen. „Wir haben 
großen Respekt vor dem Grundrecht 
der körperlichen Unversehrtheit und 
der freien Meinungsäußerung, mes­
sen aber dem Gesundheitsschutz der 
Allgemeinheit in diesem Falle ein 
höheres Gewicht bei“, sagte die Vor­
sitzende Katja Oltmanns. Die neuen 
Einschränkungen hätten durch mehr 
Impfungen vermieden werden kön­
nen, sagte sie. Kinder und Jugend­
liche gehörten jetzt erneut zu den 
Haupt­Leidtragenden.

Schramm kritisiert 
Linken-Wahl
SAARBRÜCKEN (SZ) Der Streit bei 
den Saar­Linken gärt weiter: Die 
Vize­Vorsitzende der Landtagsfrak­
tion, Astrid Schramm, übte nach der 
Listenaufstellung ihrer Partei zur 
Landtagswahl scharfe Kritik. „Bei 
der Mitgliederversammlung hat sich 
das von Lutze und seinen Anhän­
gern aufgebaute Betrugssystem wie 
schon bei der Listenaufstellung zur 
Bundestagswahl im Juni fortgesetzt“, 
sagte Schramm am Montag.

Mit Barbara Spaniol, Andrea Neu­
mann und Dagmar Ensch­Engel 
seien Bewerberinnen nominiert wor­
den, „die das System der Manipula­
tion von Listen in den letzten Jahren 
mitzuverantworten haben.“ Es liefen 
bereits Einsprüche. Schramm gehört 
zu den schärfsten Kritikern des Lan­
deschefs Thomas Lutze.


